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mas. BERLIN, 9. September. Zum Ab-
schluss der Haushaltswoche im Bundes-
tag hat der Parlamentarische Finanz-
staatssekretär Jens Spahn (CDU) enga-
giert dafür geworben, die neuen Spielräu-
me zu nutzen, um Steuern zu senken,
ohne neue Schulden zu machen. Dieses
Jahr laufe gut, und wahrscheinlich werde
man es auch sehr gut abschließen. Zu-
gleich mahnte er, diejenigen in den Blick
zu nehmen, „die den ganzen Laden am
Laufen halten“, nachdem die Koalition
viel für sozial Schwächere getan habe und
die Vermögenden gute Zeiten gehabt hät-
ten. „Wir haben 2013 für Soziales 145 Mil-
liarden Euro im Haushalt ausgegeben,
2020 werden es in der Finanzplanung 187
Milliarden Euro sein.“ Nun sind nach sei-
nen Worten die Krankenschwestern, die
Polizisten, die Facharbeiter dran, „alle,
die hart arbeiten“. Das sei eine Frage der
richtigen Balance.

Finanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) hatte am Dienstag zum Auftakt
der ersten Lesung des Bundeshaushalts
2017 eine schnelle Entlastung der Bürger
in Aussicht gestellt. Er will den Grundfrei-
betrag, den Kinderfreibetrag, den Tarif
und das Kindergeld der Inflation und den
höheren Ausgaben zur Sicherung des
Existenzminimums anpassen. Dabei hat
er schon konkrete Vorstellungen. So will
er den Grundfreibetrag in zwei Schritten
erhöhen, Anfang 2017 um 168 Euro auf
8820 Euro und zwölf Monate später noch-
mals um 180 Euro. Parallel soll der Kin-
derfreibetrag um 108 Euro auf 4716 Euro
und Anfang 2018 um weitere 72 Euro stei-
gen. Das Kindergeld soll um zwei Mal 2
Euro angepasst werden – anders als bei
den Steuerwerten handelt es sich dabei
um Monatsgrößen. Zum Ausgleich der so-
genannten kalten Progression soll der Ein-
kommensteuertarif nächstes Jahr um

0,73 Prozent und im Jahr darauf um 1,63
Prozent „nach rechts“ verschoben wer-
den. Schäuble braucht dafür allerdings
noch die Zustimmung der übrigen Minis-
terien, um die Gesetzgebung mit dem Ka-
binettsbeschluss wie geplant im Septem-
ber einleiten zu können.

Bei der kalten Progression handelt es
sich um schleichende Mehrbelastungen,
die sich aus dem Zusammenspiel von In-
flation, Gehaltserhöhung und progressi-
vem Steuertarif ergeben. Während die Er-
höhung der Freibeträge verfassungsrecht-
lich zwingend geboten ist, sind die Anpas-
sung des Kindergelds und der Ausgleich
der kalten Progression Folge einer politi-
schen Selbstverpflichtung. Die Entlastun-
gen in den nächsten beiden Jahren sollen
sich auf rund 6,3 Milliarden Euro addie-
ren. Darüber hinaus hatte Schäuble für
die Zeit nach der Bundestagswahl eine

größere Steuersenkung von 15 Milliarden
Euro in Aussicht gestellt – was allerdings
vom Koalitionspartner SPD kritisch kom-
mentiert wurde.

Forderungen, die Investitionen noch-
mals auszuweiten, wies Spahn zurück.
Man habe die Ausgaben für Straßen und
Schienen in dieser Legislaturperiode um
25 Prozent erhöht. Für den Breitbandaus-
bau gebe man in dieser Zeit 4 Milliarden
Euro aus. „Mehr geht im Moment gar
nicht. Selbst wenn sie uns 5 oder 10 Milli-
arden Euro zusätzlich für Bauprojekte
des Bundes zur Verfügung stellen, könn-
ten wir sie gar nicht verbauen“, betonte
er. Solche Absichten scheiterten nicht am
Geld, sondern an baureifen Projekten
und begrenzten Planungskapazitäten.

„Investitionen in Infrastruktur sind
zwar keine Garantie für Wachstum und
Wohlstand, aber ohne Investitionen in

die Infrastruktur gibt es beides garantiert
nicht“, hob Verkehrsministers Alexander
Dobrindt (CSU) in der Debatte zu seinem
Einzelplan hervor. Mit fast 14 Milliarden
Euro stünden nächstes Jahr fast 10 Pro-
zent mehr für die Infrastruktur bereit als
2016. Roland Claus von der Linken-Frak-
tion bemängelte, Investitionen des Bun-
des erfolgen nahezu regelmäßig verspätet
und überteuert. In Sachen „schlechte
Haushaltsdisziplin“ sei das Ministerium
des CSU-Politikers Spitzenreiter. Umwelt-
ministerin Barbara Hendricks (SPD) for-
derte mehr Unterstützung sowohl von Do-
brindt als auch von dessen Parteifreund
Christian Schmidt. „Wie der Verkehrssek-
tor ist natürlich auch die Landwirtschaft
bisher noch nicht auf Klimaschutzkurs“,
sagte sie bei der Beratung ihres Etat. „Die
Emissionen stagnieren auf hohem, wie
ich meine zu hohem Niveau.“

dc. BERLIN, 9. September. Fast jeder Be-
trieb hat einen Computer mit Internetan-
schluss und setzt Grundfunktionen wie
Terminplanung und Tabellenkalkulation
auch in der Lehrlingsausbildung ein. An-
sonsten aber steht die Duale Berufsausbil-
dung in Deutschland noch am Anfang des
digitalen Zeitalters. Zu diesem Ergebnis
kommt eine Untersuchung des Bundesin-
stituts für Berufsbildung im Auftrag des
Bundesbildungsministeriums. Bisher las-
se sich eine Digitalisierung „nur in einge-
schränktem Maße“ feststellen, falls man
darunter „Anwendungsmöglichkeiten zur
Individualisierung, Flexibilisierung und
Visualisierung betrieblicher Lern-, Lehr-
und Arbeitsprozesse“ verstehe.

Neue Geräte und Anwendungen, etwa
3D-Drucker, Datenuhren und Datenbril-
len, spielen bislang in weniger als einem
Zehntel der Betriebe überhaupt eine Rol-
le, wie die Studie zeigt, für die 3000 Unter-
nehmen befragt wurden. Naturgemäß
hängt das Ausmaß stark von der Betriebs-
größe wie auch von Branchen und Beru-
fen ab. So werden Auszubildende bei Fi-
nanz- und Unternehmensdienstleistern
zumindest durchweg auch im Umgang
mit Internetanwendungen geschult, im
Bau- und im Gastgewerbe gilt dies aber
nur für knapp drei Viertel der Betriebe.

Neuentwicklungen wie Datenbrillen
oder -uhren kommen hingegen schon im
normalen Arbeitsprozess nur in wenigen
Betrieben zum Einsatz. Mit einem Anteil
von gut 5 Prozent liegen dabei Betriebe
im Fahrzeug- und Maschinenbau, unter-
nehmensnahe Dienstleister und Betriebe
des Groß- und Außenhandels vorn. Über

alle Branchen hinweg ist der Anteil unter
Großbetrieben, die mehr als 250 Beschäf-
tigte haben, mit 8 Prozent mehr als dop-
pelt so hoch wie im Durchschnitt.

Gemessen am Urteil der Betriebe, ist es
bisher aber um die Vorkenntnisse der Ju-
gendlichen nicht sehr gut bestellt. Entge-
gen der Wahrnehmung, dass junge Men-
schen besonders gut mit digitalen Medien
vertraut sind, geben sich die Betriebe skep-
tisch: Nur 28 Prozent bescheinigten ihren
Lehrlingen gute IT-Grundkenntnisse. Die
Hälfte stufte sie als ausreichend ein. Auf
einer Tagung des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes hatten kürzlich vor ähnli-
chem Hintergrund Gewerkschafts- und Ar-
beitgebervertreter einhellig dafür plä-
diert, schon in den Lehrplänen der Schu-
len dem Umgang mit Programmierspra-
chen einen ähnlichen Stellenwert zu ge-
ben wie dem Englischunterricht.

Auch die Lerninhalte der insgesamt 330
anerkannten Ausbildungsberufe müssen
aber noch auf das digitale Zeitalter einge-
stellt werden. Wie Bildungsministerin Jo-
hanna Wanka (CDU) am Freitag berichte-
te, werden dazu derzeit die Inhalte von ei-
nem Dutzend Berufen – vom Orthopädie-
Techniker bis zum Straßenbauer – wissen-
schaftlich auf Reformbedarf untersucht.
Zugleich setzt sich ihr Ministerium mit ei-
ner Reihe vom Förderprogrammen unter
der Überschrift „Berufsbildung 4.0“ dafür
ein, gerade Kleinbetrieben eine auf digita-
le Inhalte ausgelegte Ausbildung zu er-
leichtern. Wichtig sei beispielsweise eine
moderne technische Ausstattung überbe-
trieblicher Ausbildungsstätten, die vor al-
lem im Handwerk Teile der praktischen
Ausbildung für die Einzelbetriebe leisten.

hw. BERLIN, 9. September. Arbeit ist heu-
te flexibler als zuvor: Ort, Zeit und Dauer
können sich bestenfalls an den Bedürfnis-
sen der Angestellten orientieren. Häufiger
aber werden moderne, computergesteuer-
te Prozesse den Takt vorgeben – diskutiert
unter dem Begriff Arbeit 4.0. Das Arbeits-
recht braucht Korrektur – für weniger Fle-
xibilität, so sieht es der Kölner Arbeits-
rechtler Ulrich Preis in einem Gutachten
für den Deutschen Gewerkschaftsbund.

Im Kern geht es Preis um das stark von
der Rechtsprechung des Bundesarbeitsge-
richts geprägte Weisungsrecht des Arbeit-
gebers. Preis spart nicht aus, wo dieses
Recht seinen Ursprung hat: im Gewalt-
recht des Herrn über den Sklaven. Auch
der heutige Arbeitgeber darf einem Ange-
stellten grundsätzlich sagen, wann er wo
arbeitet, so steht es in Paragraph 106 der
Gewerbeordnung. Den Rahmen zieht zu-
nächst der Arbeitsvertrag: In ihm ist die
Leistung umschrieben. Dabei darf nicht
gegen Betriebsvereinbarungen und Tarif-
verträge oder Gesetze verstoßen werden:
etwa Normen zu Arbeitzeit, Jugendschutz,
Mutterschutz oder solche, welche die Mit-
bestimmung umgehen.

Das Weisungsrecht reicht schon jetzt
„empfindlich weit“, schreibt Preis, beson-
ders im Hinblick auf Zeit und Ort der Tä-
tigkeit. Wenn im Arbeitsvertrag nichts ge-
regelt ist, gilt, was betriebsüblich ist – und
das kann sich nach der Anstellung durch-
aus ändern, moniert der Arbeitsrechtler.
Die Rechtsprechung biete zudem große
Freiheit, den Arbeitsort im Kleingedruck-
ten festzulegen. Beschäftigung sei „ört-
lich entgrenzt“ und bringe den Angestell-
ten in eine „erhebliche Pflichtenkollisi-

on“, möchte er trotz Ortswechsel sein Le-
ben mit der Familie fortführen. Arbeitge-
ber würden durch Versetzungen Druck
auf unliebsam gewordene Arbeitnehmer
ausüben. Die rechtlichen Freiheiten wer-
den aufgrund der gewandelten Bedürfnis-
se der Unternehmen stärker genutzt: Die
teils virtuelle, außerhalb klassischer Hier-
archien oder Betriebe geformte Arbeits-
welt führe zu einer weiter „entgrenzten
Weisungsmacht“. Das Privatleben sei da-
her „latent gefährdet, mit arbeitsbezoge-
nen Weisungen überformt zu werden“.

Ein von Preis anvisierter Lösungsweg
setzt an der Gewerbeordnung an. Sie
könnte so ergänzt werden, dass sie „unbil-
lige“ (etwa: ungerechte) Weisungen wirk-
sam verhindere. Derzeit müsste der Ar-
beitnehmer solche unbilligen Weisungen
befolgen, bis er erfolgreich und rechtskräf-
tig dagegen geklagt hat. Weigert er sich
schon vorher, kann er seinen Job verlie-
ren. Künftig könnte eine Weisung im Wi-
derspruch zu Gesetz oder Kollektivrecht
schlicht unwirksam sein; der Arbeitneh-
mer könnte sie ignorieren. Preis sieht dar-
in weniger eine Reform, denn eine „Klar-
stellung“ im Angesicht eines „vom BAG
weitgehend vernichteten Rechtsschutzes
des Arbeitnehmers“. Lieber wäre ihm,
man regele den Arbeitsvertrag samt Wei-
sungsrecht im Bürgerlichen Gesetzbuch.

Preis bringt schließlich ins Spiel, was je-
den Besitzer eines Diensthandys verzü-
cken könnte: Ein „Recht auf Nichterreich-
barkeit“, das geregelt werden soll im Teil-
zeit- und Befristungsgesetz. Dort könnte
sich der Rechtswissenschaftler auch ei-
nen Anspruch des Arbeitnehmers auf Te-
learbeit vorstellen.

Die Steuerdebatte gewinnt an Fahrt

wvp. WASHINGTON, 9. September. Gro-
ße Banken sollen auf eigene Rechnung
keine Anteile an Unternehmen mehr
kaufen dürfen. Das sieht ein Vorschlag
der Zentralbank Fed an den amerikani-
schen Kongress vor. Der Vorschlag, der
für Wall-Street-Institutionen überra-
schend kommt, steht im gemeinsamen
Bericht verschiedener Finanzmarktregu-
lierer und setzt das Dodd-Frank-Gesetz
um mit dem Ziel, den Finanzmarkt stabi-
ler zu machen. Zu den weiteren Vorschlä-
gen gehört auch, Sondererlaubnisse für
die Investmentbanken Goldman Sachs
und Morgan Stanley zum Lagern und
Transportieren von Rohstoffen zu wider-
rufen. Schließlich will der für Währungs-
fragen zuständige Regulierer Comptrol-
ler of the Currency Bankinvestitionen in

Rohstoffe wie Kupfer untersagt wissen.
Der Kongress wird die Vorschläge zur
Kenntnis nehmen, aber nach allgemei-
ner Erwartung keine Entscheidung
mehr in dieser Wahlperiode treffen. Sie
stoßen auf Kritik der Banklobby, die den
Regulierern vorwerfen, Beweise für Risi-
ken der Unternehmensbeteiligungen
schuldig zu bleiben und die Auswirkun-
gen für Banken und Arbeitsplätze nicht
untersucht zu haben. Unabhängig von
diesen Vorschlägen hat die Fed ihre An-
forderungen für die Kapitalausstattung
von Großbanken spezifiziert. Zusätzlich
zu den bisherigen Auflagen müssen Ban-
ken mit mehr als 250 Milliarden Dollar
Bilanzsumme zusätzliches Kapital auf-
nehmen, wenn ökonomische Daten auf
mögliche Finanzblasen hindeuten.

chs. PARIS, 9. September. Es ist eine letzte
Geste vor der Wahl im Mai 2017: François
Hollande will nicht als Präsident der Steu-
ererhöhungen in den Wahlkampf ziehen.
Er hat seine Kandidatur noch nicht offi-
ziell erklärt, doch vieles spricht dafür –
auch seine am Freitag angekündigte Steu-
ersenkung für Haushalte und für die Unter-
nehmen. Danach soll für 5 Millionen ge-
ringverdienende Haushalte die Einkom-
mensteuer im Schnitt um 200 Euro sin-
ken, eine Entlastung um 1 Milliarde Euro.
Für kleinere und mittlere Unternehmen
sinkt zudem der Körperschaftssteuersatz
von 33 auf 28 Prozent. Dennoch schwört
der Finanzminister Michel Sapin, dass die
Neuverschuldung wie geplant im kommen-
den Jahr von 3,3 auf 2,7 Prozent des Brut-
toinlandsproduktes fallen werde. „Das ha-
ben wir dem Parlament und der EU ver-
sprochen, und das halten wir ein“, sagte
Sapin am Freitag in einem Radiointer-
view. Welche Ausgaben im Gegenzug ge-
kürzt werden sollen, ließ er offen.

Es ist die Zeit der Mandatsbilanz, auch
wenn die fünf Jahre von Hollande erst im
kommenden Mai enden. In dieser Woche
brachte das Wirtschaftsforschungsinstitut
OFCE einen Bericht heraus, welcher der
sozialistischen Regierung nur wehtun

konnte. In der Amtszeit von Hollande stie-
gen die Steuern für die Haushalte um 35
Milliarden Euro, während sie für die Un-
ternehmen um 20,6 Milliarden Euro san-
ken, berichtete das Institut, das der sozia-
listischen Regierung durchaus nahesteht.
Weitere Steuererhöhungen von 10,7 Milli-
arden Euro betrafen sowohl die Haushalte
wie auch die Unternehmen.

Die Ernte dieser schmerzhaften Maß-
nahmen ist jedoch mager, findet das
OFCE. Die Eindämmung der Neuverschul-
dung gelang zwar; das staatliche Defizit
sei konjunkturbereinigt auf Basis von Da-
ten der EU-Kommission von 2012 bis
2016 um 2,5 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts (BIP) gesunken. Doch unter den
Steuererhöhungen litt das Wachstum emp-
findlich, so dass die Unterschreitung der
3-Prozent-Defizitgrenze des Maastrichter
Vertrags auf das Ende der Amtszeit ver-
schoben werden musste. „Die Regierung
hat das Ausmaß des fiskalischen Schocks
zu Beginn unterschätzt“, meinte der
OFCE-Präsident Xavier Ragot, der als
keynesianischer Ökonom für den von Hol-
lande entlassenen Wirtschaftsminister Ar-
naud Montebourg arbeitete.

Während die Haushalte fiskalisch einen
steilen Anstieg zu erklimmen hatten, er-

lebten die Unternehmen eine Achterbahn-
fahrt. 2012 und 2013 stiegen ihre Steuern
um 16,4 Milliarden Euro und sanken in
den kommenden vier Jahren um fast 35
Milliarden Euro. Die Gewinnmargen der
Unternehmen verbesserten sich, wobei
der gesunkene Eurokurs, die Niedrigzin-
sen der EZB und der geringe Ölpreis kräf-
tig mithalfen. Die Unternehmen schufen
nach OFCE-Schätzungen in Hollandes
Amtszeit rund 720 000 neue Stellen, doch
durch das Bevölkerungswachstum stieg
die Arbeitslosigkeit um 100 000 auf 2,8
Millionen Personen. Im Sommer hat laut
der beiden üblichen Berechnungsmetho-
den ein Rückgang der Arbeitslosenquote
eingesetzt, deren Dauerhaftigkeit sich al-
lerdings noch bestätigen muss (F.A.Z.
vom 19. August). Hollande will nur kandi-
dieren, wenn die Arbeitslosigkeit sinkt.

Das bürgerlich-konservative Lager, das
gerade einen internen Wahlkampf für die
Bestimmung ihres Präsidentschaftskandi-
daten führt, stellt Hollande genüsslich in
das Licht eines brutalen Steuereintreibers.
Sein Vorgänger Nicolas Sarkozy wirft Hol-
lande sogar Erhöhungen von 50 Milliar-
den Euro vor. Dabei unterschlägt er, dass
die saftigen Aufschläge schon in seiner
Amtszeit begannen. Um 14,8 Milliarden

Euro stiegen die Steuern nach OFCE-An-
gaben noch im Jahr 2012 infolge von Sar-
kozys Beschlüssen, 82 Prozent davon für
die Haushalte.

Auf jeden Fall setzte sich unter Hollan-
de eine Steuerpolitik fort, die nicht nur we-
gen starker Belastungen eine Bremse für
die Wirtschaft war, sondern auch wegen
ihrer permanenten Kursänderungen. Eine
durchdachte Strategie fehlte nach Ansicht
der meisten Ökonomen.

Die Franzosen haben nach einer Umfra-
ge von dieser Woche zu 70 Prozent das Ge-
fühl, dass ihre Steuern seit vier Jahren nur
steigen. Der Hinweis der Regierung, dass
die Belastung der Haushalte seit 2014 um
5 Milliarden Euro gesunken sei, dringt
nicht durch. Die Sozialisten hatten ver-
sucht, ihre Steuersenkungen auf die Rei-
chen zu begrenzen. Doch wie so oft ge-
lang das nicht, und so geriet auch die Mit-
telschicht in den Blick. Besonders
schmerzt die Arbeiter laut der Umfrage
die Besteuerung der Einkommen aus
Überstunden. Sarkozy hatte sie entlastet,
doch die Sozialisten führten die Steuern
wieder ein. Sie konnten sich nicht von ih-
rem Glauben befreien, dass eine staatli-
che Arbeitszeitbegrenzung zum Rückgang
der Arbeitslosigkeit führt.

hmk. BRÜSSEL, 9. September. Die
Euro-Finanzminister haben das hochver-
schuldete Griechenland abermals zu ra-
schen weiteren Reformen gedrängt. Das
Land müsse die erforderlichen Schritte
schneller umsetzen, sagte Eurogruppen-
Chef Jeroen Dijsselbloem nach einem
Treffen der Euro-Finanzminister am Frei-
tag im slowakischen Bratislava. Im Laufe
des Sommers sei zu wenig geschehen.
„Jetzt ist der Druck wieder da“, sagte
Dijsselbloem weiter: „Der Sommer ist
vorbei. Packt das Campingzeug ein, zu-
rück an die Arbeit.“

„In einer idealen Welt hätten wir bis
zum jetzigen Zeitpunkt mehr Fortschrit-
te gesehen“, sagte auch EU-Währungs-
kommissar Pierre Moscovici. Von 15 aus-
stehenden Meilensteinen seien erst zwei
erfüllt. Der griechische Finanzminister
Euklid Tsakalotos habe aber zugesagt,
dass die entsprechenden Schritte bis
Ende des Monats vollzogen würden. In
der kommenden Woche sollten Vertreter
der Geldgeber-Institutionen zu weiteren
Gesprächen nach Athen reisen, sagte
Moscovici. Die Geldgeber hatten sich im
Mai darauf verständigt, Griechenland
10,3 Milliarden Euro zur Verfügung zu
stellen. Eine Tranche in Höhe von 7,5
Milliarden Euro wurde schon im Juni aus-
gezahlt, weitere 2,8 Milliarden Euro soll-
ten im Herbst folgen. Das Land muss da-
für bis Ende September aber noch Refor-
men umsetzen. Insgesamt ist in dem im
vergangenen Jahr mühsam ausgehandel-
ten Hilfsprogramm ein Volumen von bis
zu 86 Milliarden Euro vorgesehen. Zu
den noch offenen Spar- und Reform-

schritten gehören unter anderem weitere
Privatisierungen und ein Umbau des grie-
chischen Energiesektors.

„Es ist ja nicht neu, dass wir bei Grie-
chenland die Umsetzung der vereinbar-
ten Maßnahmen immer erst in der End-
phase der vereinbarten Zeit erleben“,
sagte Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU). Es bleibe aber noch et-
was Zeit. Die nächste Kreditrate werde
ausgezahlt, sobald das Land seine Ver-
pflichtungen erfüllt habe. Die ausstehen-
den 2,8 Milliarden Euro stehen nach An-
gaben des Chefs des Europäischen Ret-
tungsschirms ESM, Klaus Regling, zur
Auszahlung bereit. In Griechenland
selbst kamen am Freitag die Staats- und
Regierungschefs der Mittelmeer-Anrai-
nerstaaten zusammen. Ministerpräsi-
dent Alexis Tsipras sagte, dass die Län-
der in den vergangenen Jahren unverhält-
nismäßig stark von der Wirtschaftskrise
und der Flüchtlingswelle betroffen seien.
„Wir waren an der Frontlinie der beiden
Krisen, die Europa gleichzeitig herausge-
fordert haben.“ Zuvor hatte Gastgeber
Tsipras in einem Interview für eine
wachstumsfreundlichere Politik plädiert.

Die kommenden Wochen sind auch
für die künftige Beteiligung des Interna-
tionalen Währungsfonds (IWF) am neu-
en 86 Milliarden Euro schweren grie-
chischen Hilfsprogramm von Bedeu-
tung. Zunächst soll aber die Schulden-
tragfähigkeit des Landes analysiert wer-
den. Vor allem die Bundesregierung
pocht auf eine Beteiligung des Fonds,
wie es bereits bei früheren Hilfsprogram-
men für Griechenland der Fall war.

maj. FRANKFURT, 9. September. Die
deutsche Außenwirtschaft startet in die
zweite Jahreshälfte mit einem Rück-
schlag. Im Juli nahm die Ausfuhr gegen-
über dem Vorjahresmonat um 10 Pro-
zent ab, teilte das Statistische Bundes-
amt am Freitag mit. Während die Nach-
frage aus dem Euroraum binnen Jahres-
frist um 6 Prozent zurückging, fielen die
Ausfuhren in andere EU-Länder um 8,8
Prozent geringer aus. Die Nachfrage aus
den Drittländern sank um 13,8 Prozent.
Auch im Vormonatsvergleich fiel die Au-
ßenhandelsaktivität schwächer aus: Die
Exportnachfrage sank gegenüber Juni
um 2,6 Prozent, das Einfuhrvolumen
nahm um 0,7 Prozent ab. Das war der
stärkste monatliche Rückgang seit
knapp einem Jahr. Volkswirte hatten mit
einem Zuwachs von 0,4 Prozent gerech-
net. „Mit einer Bruchlandung beginnt
der Außenhandel das zweite Halbjahr“,
kommentierte Anton Börner, Präsident
des Außenhandelsverbandes BGA.

Wie das Statistische Bundesamt in die-
ser Woche ebenfalls mitgeteilt hatte, wa-
ren auch die Auftragseingänge und die
Produktion in der Industrie im Juli rück-
läufig gewesen. „Der Juli sei eindeutig
kein guter Monat für Deutschland gewe-
sen“, kommentierte Carsten Brzeski,
Chefökonom der Bank ING Diba. Die
Handelszahlen bestätigten das Bild einer

schwächelnden Industrie. Auch BGA-
Präsident Börner äußerte Bedenken
über die allgemeine Verfassung der deut-
schen Wirtschaft: „Die ungewöhnlich vie-
len Krisenherde hinterlassen ihre Spu-
ren.“ Dies führe zu einer enormen Verun-
sicherung, die auch ein Ausbleiben von
Investitionen zur Folge habe. So seien im
ersten Halbjahr selbst die Ausfuhren in
die Vereinigten Staaten um 4,5 Prozent
und nach Asien um 0,3 Prozent zurückge-
gangen. Börner forderte die Handelspoli-
tik auf, neue Impulse zu liefern. An ers-
ter Stelle stünden dabei die umstrittenen
Handelsabkommen mit Kanada und den
Vereinigten Staaten.

Insgesamt exportierte die deutsche
Wirtschaft im Juli Waren im Wert von
96,4 Milliarden Euro. Dem stand ein Im-
portvolumen von 76,9 Milliarden Euro
gegenüber. Die Außenhandelsbilanz
schloss im Juli mit einem Überschuss
von 19,5 Milliarden Euro ab und fiel da-
mit um rund 5 Milliarden Euro niedriger
aus als vor zwölf Monaten. Erst am Don-
nerstag hatte EZB-Präsident Mario Dra-
ghi Deutschland einen Abbau der Ex-
portüberschüsse nahegelegt. „Geringere
Überschüsse wären willkommen“, sagte
Draghi in Frankfurt. Zwar lasse sich
solch ein Überschuss nicht „per Knopf-
druck“ verringern. Allerdings sollten
Staaten mit hoher Wettbewerbsfähigkeit
vor allem die Binnennachfrage stärken.

Merkel sieht TTIP nicht gescheitert
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU)
sieht das transatlantische Freihandelsab-
kommen nicht als gescheitert an. „Ich
bin dafür, dass wir das Ende der Verhand-
lungen abwarten und dann eine Bewer-
tung vornehmen“, bekräftigte sie im Ge-
spräch mit der Funke Mediengruppe. Da-
mit grenzte sie sich abermals von Wirt-
schaftsminister Sigmar Gabriel ab. Der
SPD-Chef hatte die Verhandlungen für
„de facto gescheitert“ erklärt und Ameri-
ka die Schuld gegeben. Merkel verwies
auf hohe Arbeitslosigkeit in vielen EU-
Staaten. „Daher sollten wir alles, was Ar-
beitsplätze schaffen kann, unterstützen“
– so auch TTIP, sagte sie.  dpa

Kalifornien reduziert CO2

Kalifornien will binnen der nächsten 15
Jahre seine CO2-Emissionen auf einen
Niveau von 40 Prozent unter dem Aus-
stoß des Jahres 1990 bringen. Das sieht
ein Gesetz vor, das mit der Unterzeich-
nung des Gouverneurs Jerry Brown

rechtskräftig geworden ist. Kalifornien
geht damit weiter als alle Bundesstaa-
ten. Damit hat sich der demokratische
Politiker nach längeren politischen Aus-
einandersetzungen durchgesetzt. wvp.

Schnelle Hilfe für Milchbauern
Die beschlossenen Hilfsprogramme von
EU und Bund über mehrere hundert Mil-
lionen Euro für unter niedrigen Preisen
leidenden Milchbauern sollen auf Be-
schluss der deutschen Agrarminister
von Bund und Ländern vom Freitag zü-
gig umgesetzt werden. Landwirte kön-
nen ab der kommenden Woche Hilfen
für zunächst drei Monate beantragen, in
denen sie für jeden nicht produzierten
Liter Milch 14 Cent erhalten.  jagr.

Neuer Dorf-Wettbewerb
Der Bundeswettbewerb „Unser Dorf hat
Zukunft“ geht in die nächste Runde.
Das Bundesagrarministerium rief am
Freitag Bürger aus bis zu 3000 Einwoh-
ner großen, besonders aktivitätsreichen
Dörfern zur Bewerbung auf.  jagr.

Hollande kämpft sein letztes Steuergefecht
Entlastung für ärmere Haushalte / Ökonomen bemängeln fehlende Strategie in der Steuerpolitik

Digitale Lehre ist Zukunftsmusik
Ausbilder beklagen mangelnde IT-Kenntnisse der Jugend

Geldgeber drängen Griechenland
Eurogruppen-Chef Dijsselbloem: „An die Arbeit“

Recht auf Nichterreichbarkeit
DGB-Gutachten wirbt für entschleunigtes Arbeitsrecht

Export sinkt
im Juli um zehn Prozent
Auch die Einfuhr geht zurück

Kurze Meldungen

Die Fed will Banken schrumpfen
Kapitalanforderungen werden nach oben geschraubt

Die große Koalition erhöht
die Sozialausgaben, auch die
Investitionen fährt sie hoch.
Die Frage lautet nun: Was
bekommen diejenigen,
die arbeiten? Es gibt Details
zu den Entlastungsplänen.

Investitionsausgaben des Bundes
in Milliarden Euro1)

Investitionsquote (in Prozent der Ausgaben)1)Investitionsquote (in Prozent der Ausgaben)1)

Der Bund investiert Milliarden in die Straßen.
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1) Soll für 2016, Entwurf für 2017, von 2018 an Finanzplan.
Quelle: Bundesfinanzministerium     Foto dpa / F.A.Z.-Grafik Brocker


